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Wie sollte es anders sein, aber besonders 
dieser 1. Mai steht im Zeichen der aktuel-
len Arbeitskämpfe. Gerade auch in 
Deutschland treibt die Inflation und die 
immer dichter aufeinander folgenden 
Krisen des Kapitalismus die Menschen 
auf die Straßen. Ob im Öffentlichen 
Dienst oder bei der Deutschen Bahn, 
Streiks sind wieder an der Tagesordnung. 
Und die Angebote, die von den Bossen 
kommen, sind häufig an Dreistigkeit 
nicht zu überbieten. Lohnerhöhungen 
weit unter Inflationsausgleich mit ellen-
langen Laufzeiten sind ihre Antwort auf 
unsere Forderungen. Dabei zeigt gerade 
der Arbeitskräftemangel, der sich in vie-

len Branchen bemerkbar macht, das oh-
ne uns nichts läuft.  Und so steht auch 
diese Aurora ganz im Zeichen der Kämp-
fe, die in vielen Ländern gerade am lo-
dern sind. Während die Bewegung in 
Frankreich nach langen Kämpfen gegen 
Macrons Pensionsreform versucht, sich 
am 1. Mai neu zu sammeln und zu positi-
onieren, reißen die Proteste in Israel seit 
Monaten nicht ab. Und in all diesem Ge-
wusel kommt der Kapitalismus mit einer 
neuen Bankenkrise um die Ecke, deren 
Ausmaße noch nicht abzusehen sind.  
So lohnt sich der Kampf, dieses wie jedes 
Jahr, am 1. Mai und an jedem anderen 
Tage um unsere Stärke auf den Straßen 
zu zeigen! 
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Die führende US-Ratingagentur 
Moody's, die die Kreditwürdigkeit von 
Unternehmen und Staaten bewertet, hat 
Mitte März den gesamten US-
Bankensektor von „stabil“ auf „negativ“ 
gestellt. Wenn also Leute uns erzählen, 
das Erdbeben vom März sei nicht beun-
ruhigend, dann sind sie entweder dumm 
oder dreist. 

Von Silicon Valley über Zürich nach 
Frankfurt 

Was Banken machen, ist im Kern simpel. 
Privatpersonen oder Unternehmen brin-
gen ihr Geld zu den Banken. Die Banken 
behüten das natürlich nicht fürsorglich, 
sondern investieren es in andere Unter-
nehmen, kaufen Staatsanleihen oder 
vergeben Kredite, Hypotheken oder was 
auch immer. Das bringt am Ende viele 
Milliarden an Gewinnen. 
Zu Problemen kann es 
kommen, wenn – warum 
auch immer – die Leute 
oder Unternehmen ihr 
Geld massiv zurück ha-
ben wollen, die Bank 
aber das Geld – natürlich 
– nicht sofort zur Verfü-
gung hat, weil es ja wo-
anders angelegt ist. In 
den letzten paar Mona-
ten passierte in den USA 
etwas ungewöhnliches: 
Tech-Konzerne sahen, 
das ihr super profitables 
Wirtschaftsmodell nicht 
mehr ganz so profitabel 
lief und  griffen zu massi-
ven Entlassungen, z. B. 
bei google und Amazon, 
aber auch bei sogenann-
ten Startup-Unterneh-
men. Und das betraf 

dann akut die Silicon Valley Bank (SVB), 
die bei den Startups und Tech-
Unternehmen und deren gutbezahlten 
Angestellten sehr beliebt war. Als soge-
nannte Regionalbank unterlag sie nicht 
den etwas strengeren Bankenregularien, 
dafür hatten die Lobbyist:innen gesorgt. 
Kurz gesagt: Die SVB hatte einige eher 
riskante Geschäfte gemacht. 

Gleichzeitig hatte die Zentralbank Feder-
al Reserve als Reaktion auf die Inflation 
die Zinsen erhöht, was den Effekt hat, 
dass die sehr niedrig verzinsten Staats-
anleihen, die Banken besitzen, weniger 
wert sind. Die Banken dürfen nach US-
Recht die Staatsanleihen mit dem Wert, 
zu dem sie eingekauft wurden, in ihren 
Bilanzen ausweisen. Aber wenn sie jetzt 
verkauft werden (müssen), bringen sie 

viel weniger Geld ein. Das betraf nicht 
nur die SVB, sondern alle Banken in den 
USA – und ähnlich hier in Europa, wo die 
Zentralbanken ebenfalls die Zinsen er-
höhen (wenn auch weniger stark als in 
den USA). Man ahnt schon: Da schlum-
mern in den Bilanzen der Banken große 
„Unbekannte“, und wir reden von vielen 
Milliarden!  

Die SVB geriet also in eine Zwickmühle: 
Tech-Angestellte und Unternehmen wa-
ren gezwungen, auf ihr Geld zurückzu-
greifen, es von den Konten abzuziehen 
und gleichzeitig waren die Staatsanlei-
hen in den Bilanzen weniger wert und 
die riskanten Investitionen in die Start-
up-Branche liefen schlecht. Wie so oft 
gibt es einen Moment, wo das Karten-
haus zusammen bricht. Vielen wurde 

KRISE 

Die Bankenkrise 2023 ist vorbei … oder auch nicht? 

N ach Corona-Krise, Energiekrise, Inflation, noch eine Krise? Wenn es nach den 
beschwichtigenden Aussagen des US-Präsidenten oder des deutschen Bundeskanzlers geht, ist 
nach der „kleinen“ Aufregung im internationalen Bankensektor im März mit drei Pleiten von 
US-Banken und dem beinahe-Zusammenbruch der Schweizer Credit Suisse alles wieder cool. 

Aber wenn Politiker:innen wiederholen, das Bankensystem sei inzwischen viel besser reguliert, gar nicht 
vergleichbar mit der Finanzkrise 2007/2008, dann… stimmt das so nicht.  
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klar, wer seine Millionen nicht rechtzei-
tig abzieht, verliert am Ende alles. Die 
ganze Situation löste einen „Bankrun“ 
aus, wo alle zur Bank rennen um ihr 
Geld abzuheben. Die SVB ging pleite. 

Die nächsten Banken, die in ernsthafte 
Schwierigkeiten gerieten, waren die 
Signature Bank und die Silvergate Bank, 
die große Kund:innen in der Branche 
der Kryptowährungen hatten. Diese 
Branche ist noch viel spekulativer als 
die Silicon-Valley-Hightech-Branche. 
Auch hier zogen Kund:innen Gelder in 
Milliardenhöhe schlagartig ab und die 
Banken gingen pleite. 

Wie schon 2008 bei der großen Finanz-
krise sprang der US-amerikanische 
Staat den Banken und ihren Geschäfts-
kunden zur Seite, um die Schockwellen 
klein zu halten. Der Staat gab Garantien 
für Geschäftspartner:innen und stellt 
seitdem durch verschiedene Maßnah-
men dem Bankensektor viele Milliarden 
zur Verfügung. Alles Steuergelder, also 
Gelder, die zum größten Teil von der 
Arbeiter:innenklasse stammen. Ist da-
mit das Problem eingedämmt? Die Ra-
tingagentur Moody's denkt nein. Sie 
werden ihre Gründe haben. 

Eine weitere US-Bank, die First Re-
public Bank, konnte nur mit 30 Milliar-
den Dollar von elf US-Großbanken vor 
der nächsten Pleite gerettet werden. 
Bloomberg meldet, dass die Vergabe von 
Geschäftskrediten deutlich zurückgeht, 
Gelder werden weiterhin aus Banken, 
vor allem den Regionalbanken, abgezo-
gen und kleinere Banken nehmen in 
milliardenschweren Größenordnungen 
Notkredite auf. Die Investitionen in 
Gewerbeimmobilien laufen auch nicht 
mehr so gut, die Zinserhöhungen der 
Zentralbank zur Bekämpfung der Infla-
tion könnten zu stärkerem Rückgang 
der wirtschaftlichen Investitionen füh-
ren … Gleichzeitig vermelden die größ-
ten US-Banken sehr gute Gewinne. Sie 
könnten die Gewinner auch dieser Krise 
sein. Aber Grund für Entwarnung ist das 
nicht. 

Denn die Schockwelle aus den USA traf 
schon die schweizerische Bank Credit 
Suisse, die zu den 30 großen  global sys-
temrelevanten Banken gehört. Seit 2 

Jahren steckte sie bereits in Schwierig-
keiten. Ihre Aktien fielen Mitte März auf 
einen Schlag um 31 %, als bekannt wur-
de, dass ihr Hauptaktionär – die saudi-
sche Nationalbank – beschlossen hatte, 
die Bank nicht mehr zu stützen. Unter 
der Kontrolle der schweizerischen Nati-
onalbank übernahm die ebenfalls sehr 
große schweizerische Bank UBS die 
Credit Suisse begleitet von staatlichen 
Garantien. 

Kurz nach dieser Zwangsfusion sackte 
plötzlich der Kurs der Deutschen Bank 

zwischenzeitlich um 14 % ab, was die 
Panik an den Börsen dieser Welt wieder 
ansteigen ließ. Wahrscheinlich waren 
Sorgen von Finanzinvestor:innen, auch 
bei der Deutschen Bank könnte „was im 
Busche sein“ die Ursache, nachdem 
Versicherungen gegen den Ausfall von 
Anleihen der Deutschen Bank plötzlich 
sehr teuer wurden. Daraufhin trat Bun-
deskanzler Scholz vor die Kameras, um 
öffentlich zu versichern, dass es keinen 
Anlass gebe, sich irgendwelche Gedan-
ken zu machen. Hatte die frühere Bun-
deskanzlerin Merkel nicht kurz vor der 
Finanzkrise 2007/2008  so was Ähnli-
ches gesagt? Naja, Schnee von gestern. 
Wir haben jetzt 2023 und Politi-
ker:innen und Finanzleute hatten ja 
versprochen, die Banken stärker zu re-
gulieren. Aber die Bankenlobby hat sich 
mit Händen und Füßen gewehrt. Und 
nach wie vor gilt: Einige sehr große Ban-
ken sind fundamental für das Funktio-
nieren der kapitalistischen Weltwirt-
schaft, aber ihre sehr riskanten Geschäf-
te, die sie gut zu verstecken und zu ver-
schleiern wissen, werden allein im Inte-
resse der Profite ihrer Hauptaktio-
när:innen geführt. Die Folgen, wenn das 

Kartenhaus zusammenbricht, haben die 
Bevölkerungen zu tragen. 

Kompetenz, die begeistert 

Fragt man die Wirtschaftsexpert:innen, 
kriegt man unterschiedliche Antworten, 
ob weitere systemrelevante Banken in 
ernsthafte Schwierigkeiten geraten 
könnten. Die etwas pessimistischeren 
Geister werden bemerkt haben, dass der 
größte schwedische Pensionsfonds 
Alecta beim jüngsten Banken-Crash in 
den USA etwa 1,9 Milliarden US-Dollar 
verloren hat. Es gibt zudem Schätzun-

gen, dass das US-Bankensystem auf der 
unglaublichen Summe von 2.000 Milli-
arden Dollar von in den Bilanzen ver-
schleierten Verlusten sitzt. 

Die Hilfslosigkeit der sogenannten 
Wirtschaftsexpert:innen wird deutlich 
an den „Bauchschmerzen“ der Chefs der 
Europäischen Zentralbank EZB darüber, 
welche Bedeutung der „undurchsichtige 
und illiquide“ Markt für Kreditausfall-
versicherungen hat. „Wir sollten mehr 
Transparenz auf diesen Märkten haben. 
Vielleicht sollte der Finanzstabilitätsrat 
FSB überprüfen, wie diese Märkte wirklich 
funktionieren“, grübelte kürzlich der EZB
-Chefaufseher in der Öffentlichkeit. Toll, 
sie wissen scheinbar selbst nicht, womit 
sie es zu tun haben! 

Die täglichen Spekulationen der Ban-
ken und Finanzinstitute auf den inter-
nationalen Märkten in Höhe von vielen 
Milliarden Euro und Dollar treiben die 
Welt an den Abgrund. Ein Grund mehr, 
dies ganze Wirtschaftssystem loszuwer-
den. Je schneller, desto besser. 

Sabine Müller, Berlin 

>> „Einige sehr große Banken sind fundamental für 
das Funktionieren der kapitalistischen 
Weltwirtschaft, aber ihre sehr riskanten Geschäfte, 
die sie gut zu verstecken und zu verschleiern wissen, 
werden allein im Interesse der Profite ihrer 
Hauptaktionär:innen geführt.“ << 

KRISE 
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Dabei hatte der Streiktag am 27. März, 
der sogenannte Megastreik im Verkehrs-
sektor, noch gezeigt, wie viel gesell-
schaftlichen Druck die Arbeitenden auf-
bauen können, um ihre mehr als berech-
tigten Forderungen durchzusetzen. Die 
Eisenbahngewerkschaft EVG hatte zeit-
gleich mit ver.di1 zum Warnstreik aufge-
rufen. 

Die Forderungen 

Ver.di ist in diese Lohntarifrunde mit der 
Forderung von 10,5 %, aber mindestens 
500 Euro mehr gestartet bei einer Lauf-
zeit von 12 Monaten. Im Vorfeld hatten 
Kolleg:innen an der Basis angesichts der 
drastischen Preissteigerungen bei Le-
bensmitteln, Energie usw. teilweise 
deutlich mehr gefordert. So z. B. die Ber-
liner Krankenhausbewegung eine Erhö-
hung von 19 % bei einem Mindestbetrag 
von 500 Euro. Zudem sollten im Schicht-

dienst endlich die Pausen als Arbeitszeit 
gewertet werden, um so auch das Thema 
Arbeitszeiten wieder zum Inhalt von 
Tarifverhandlungen werden zu lassen. 

Langweilige Verhandlungen … 

Zur ersten Verhandlungsrunde lagen 
zwar die Forderungen der Beschäftigten 
auf dem Tisch, aber die Gegenseite er-
schien ohne jedes Angebot. Grund genug, 
Druck zu erzeugen und zu verdeutlichen, 
dass die Forderungen von sehr vielen 
Beschäftigten getragen werden. Die ers-
ten Warnstreiks begannen. Das nun fol-
gende Angebot der Chefs saß – als schal-
lende Ohrfeige für die Beschäftigten. 
Geboten wurden: eine Lohnerhöhung 
von 5 % in zwei Schritten beginnend ab 
dem 01.10.2023 (!) garniert mit 2 Einmal-
zahlungen von insgesamt 2.500 Euro. 
Dies bei einer Laufzeit des Vertrages von 
27 Monaten. 

Bundesweit wurden die Streiks nun aus-
geweitet. Aber noch immer wurde zu 
versetzten Streiktagen aufgerufen. Selbst 
in einem einzelnen  Bundesland streik-
ten nicht alle dem TVÖD unterliegenden 
Belegschaften zeitgleich und es blieb bei 
jeweils einem oder zwei zusammenhän-
genden Streiktagen. Gerade für Kranken-
häuser ist diese Streikform sehr schwie-
rig umzusetzen, da die Schließung von 
Klinikeinrichtungen oder Patientenbet-
ten im Rahmen eines Streiks einen 
mehrtägigen Vorlauf benötigt. Die in den 
Streiks Aktiven sahen durchaus, dass sie 
nicht alleine dastehen mit dem Problem, 
dass oft genug am Ende des Monats der 
Lohn nicht mehr reicht, und forderten 
gemeinsame Streiktage z. B. mit den 
Bahner:innen der EVG. Bei einer Ver-
sammlung der Berliner Streikbewegung 
wurden auch gemeinsame Streiktage mit 
Lehrer:innen gefordert, die einen Tarif-

vertrag Entlastung durchsetzen 
wollen. Ein Thema, welches dem 
Krankenhauspersonal bestens 
vertraut ist.  

Am 27. 3. 2023 begann die dritte 
Verhandlungsrunde. Endlich die 
Gelegenheit für einen gemeinsa-
men Streiktag mit den Kol-
leg:innen bei den Bahnen. Bun-
desweit kamen der Fernverkehr 
und weite Bereiche des ÖPNV 
zum Erliegen. Doch es gab kein 
neues Angebot und ver.di erklärte 
die Verhandlungen für geschei-
tert. 

Verhandlungen gescheitert – 
wie ging es weiter? 

Die Bundesregierung und die 
VKA2 haben das Schlichtungsver-
fahren eingeleitet, zu dem ver.di 

I n den letzten Monaten beteiligten sich Hunderttausende Beschäftigte in ganz Deutschland an 
Warnstreiks des Öffentlichen Dienstes von Bund und Kommunen. Über 2,5 Millionen Beschäftigte 
sind von diesem Tarifvertrag TVÖD betroffen. In der Nacht zum 23. April wurde dann eine Einigung 
verkündet, die im Wesentlichen dem Ergebnis eines Schlichtungsverfahrens entspricht, mit dem ab 

dem 6. April die Streiks ausgebremst wurden.  

Tarifkampf im Öffentlichen Dienst 
Wie eine Schlichtung die Streikdynamik kaputt macht 
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sich in einer langjährigne Vereinbarung 
verpflichtet hat. So begann die mit dem 
Verfahren verbundene Friedenspflicht. 
Die Kolleg:innen, die sich gerade warm 
gelaufen hatten, waren erst mal wieder 
gezwungen, ihre Wut über die Nichtan-
gebote in sich hinein zu fressen.  

Seit Beginn der Tarifrunde im Januar 
waren schon viele Wochen und Monate 
vergangen, in denen die Inflation den 
Reallohn erheblich schmälert und viele 
Kolleg:innen auf Erspartes zurückgreifen 
müssen, um den Lebensunterhalt stem-
men zu können.  

„Die Schlichtung hatten wir nicht auf 
dem Schirm“ 

Das sagten viele bei den Streiks Aktive, 
als sie bei Nachfragen zum weiteren 
Zeitplan von ihr hörten. Das ist nicht 
verwunderlich, denn in Deutschland gab 
es noch nicht oft die Situation, dass ein 
Erzwingungsstreik, also ein unbefriste-
ter Vollstreik im Öffentlichen Dienst im 
Raum steht. Und so ist diese Vereinba-
rung, die zuletzt im Jahre 2011 erneuert 
wurde, vielen einfach nicht präsent ge-
wesen. Trotzdem gab es schon vor Mona-
ten Anträge in der Gewerkschaftsbasis, 
diese Vereinbarung umgehend zu kündi-
gen. Doch ist das von der Gewerkschafts-
bürokratie offenbar nicht gewollt. Die 
Schlichtungsvereinbarung war eine Re-
aktion auf einen erfolgreichen Streik … 
im Jahre 1974! 

Im Februar 1974 legten die Beschäftigten 
des Öffentlichen Dienstes erstmals in 
einem Erzwingungsstreik große Teile 
des öffentlichen Lebens lahm. Etwa 
190.000 Kolleg:innen vor allem aus dem 
ÖPNV und von den Entsorgern beteilig-
ten sich an dem Ausstand und setzten 
innerhalb von 3 Tagen eine Lohnerhö-

hung von 11 % durch. Diese Dynamik 
sollte sich nicht wiederholen, deshalb 
die Schlichtungsvereinbarung. Eine 
Schlichtung mag nur eine einige Wo-
chen dauernde Unterbrechung einer 
Dynamik in einem Arbeitskampf sein, 
aber sie bietet den Chefs gute Gelegen-
heit, sich besser auf einen Arbeitskampf 
einzustellen, diesen in seiner Wirkung 
abzuschwächen, gegen die Streikenden 
zu hetzen, Einfluss auf führende Köpfe 
in den Gewerkschaften zu nehmen usw. 

Der nächste flächendeckende Streik im 
Öffentlichen Dienst fand dann erst 1992 

statt. Über 300.000 Beschäftigte legten 
die Arbeit nieder.  Diesmal wurde die 
Schlichtung eingeleitet. Trotzdem lehn-
ten die Kolleg:innen das Ergebnis in ei-
ner Urabstimmung mit nur 44 % Zustim-
mung ab. Damals wären nach Gewerk-
schafts-Satzung 50 % zur Annahme nö-
tig gewesen. Es gab erneute Verhandlun-
gen und und kleinere Verbesserungen, 
ohne dass der während der Schlichtung 
unterbrochene Streik wieder aufgenom-
men wurde. Im Anschluss änderte die 
Gewerkschaft (damals ÖTV) ihre Satzung 
und es genügten fortan 25 % Zustim-
mung zur Beendigung eines Arbeits-
kampfes. 

Aber nun haben wir 2023 und 500.000 
Kolleg:innen haben sich an den Warn-
streiks beteiligt. Mehr Mitglieder der 
Gewerkschaft wollten sich in die Ent-
scheidungen einbringen und ihren 
Streik z. B. als Teamdelegierte auch selb-
ständiger organisieren. Über 50.000 Kol-
leg:innen sind neu der Gewerkschaft 
beigetreten. 

 

 

Ein fauler Kompromiss 

Am 15. April kam die „Einigungs-
empfehlung der Schlichtungskommissi-
on“ heraus, die am 22. April dann quasi 
1:1 übernommen wurde. Die Laufzeit 
beträgt zwei volle Jahre. Die erste Lohn-
erhöhung, die dauerhaft („tabellen-
wirksam“) erhalten bleibt, soll erst im 
März 2024 (!) kommen, in Höhe von 200 
Euro plus 5,5 %, was laut ver.di durch-
schnittlich 11,5 % entspricht. Bis dahin 
gibt es steuerfreie Einmalzahlungen als 
„Inflationsausgleich“. Auf die haben sich 
die Gewerkschaftsführungen mit Unter-
nehmensverbänden und Regierung in 
ihrer sogenannten „konzertierten Akti-
on“ verständigt und seitdem stehen sie 
in vielen Tarifabschlüssen. Uns wird 
suggeriert, dass in diesem Jahr die Ein-
malzahlungen die gestiegenen Preise 
ausgleichen und im nächsten Jahr dann 
die tabellenwirksame Lohnerhöhung. 
Aber im nächsten Jahr müsste dann 
schon die Inflation von 2 Jahren ausge-
glichen werden, damit die Reallöhne am 
Ende nicht gesunken sind! Die offizielle 
Inflationsrate 2022 war 7,9 %, für 2023 
sind 6 % prognostiziert und niemand 
weiß, wie es weitergeht. Wenn also 
ver.di-Chef Werneke jetzt wegen durch-
schnittlich 11,5 % von der „größten Tarif-
steigerung in der Nachkriegsgeschichte 
im öffentlichen Dienst“ spricht, so will 
er einen schlechten Kompromiss schön 
reden. 

Das hat er nötig, denn bei vielen, die sich 
in den letzten Wochen auf einen Er-
zwingungsstreik vorbereitet haben, ist 
die Wut über die Annahme des Schlich-
terspruchs groß. Ver.di führt noch eine 
Mitgliederbefragung durch, ehe am 15. 
Mai die Tarifkommission endgültig über 
die Annahme des Ergebnisses entschei-
det. Es gibt allen Grund, in dieser Befra-
gung mit „Nein“ zu stimmen! 

Havannas Obst und Richard Lux. Berlin 

 

Fußnoten: 

1 Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft 

2 Vereinigung kommunaler Arbeitgeberverbände  

>> Eine Schlichtung bietet den Chefs gute 
Gelegenheit, sich besser auf einen Arbeitskampf 

einzustellen, diesen in seiner Wirkung 
abzuschwächen, gegen die Streikenden zu hetzen, 

Einfluss auf führende Köpfe in den Gewerkschaften 
zu nehmen usw. << 
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Der letzte Warnstreik am Freitag, dem 
27. April von 3 Uhr bis 11 Uhr folgte dem 
ersten Warnstreik am 27. März, der von 4 
Uhr bis 14 Uhr lief. Die Verkehrsgewerk-
schaft EVG ist im Februar mit einer ho-
hen Forderung von 650 Euro Lohnerhö-
hung bei 12 Monaten Laufzeit angetre-
ten. Die EVG verhandelt mit 50 Unter-
nehmen parallel, der Deutsche Bahn-
Konzern mit 180.000 Beschäftigten ist 
eines davon. 

Beim 1. Warnstreik zusammen mit ver.di 
streikten über 38.000 EVG-ler:innen aus 

allen möglichen Bereichen: Fahrdienst-
leitung, Service, Werkstätten, IT … Im 
Berliner Raum fuhr nichts, weil die Fahr-
dienstleiter:innen voll dabei waren. Für 
viele – oder die meisten – war das der 
erste Streik des Lebens, sind doch die 
EVG-Funktionär:innen dicke mit der 
Deutschen Bahn (DB), da passt norma-
lerweise kein Blatt dazwischen. Aber 
diesmal läuft es etwas anders, vor allem 
weil die Bahner:innen mega sauer sind: 
Die Löhne sind unerhört niedrig. Dazu 
hat sich der Bahnvorstand sein Gehalt 
letztes Jahr verdoppelt! Auf den Schlich-

tervorschlag im Öffentlichen 
Dienst ist die DB sofort raufge-
sprungen und verlangt einen 
Abschluss auf dieser Basis. Aber 
die EVG ziert sich und reagierte 
mit dem 2. Warnstreik. Seiler, 
der Personalchef im DB-
Vorstand und früher verdi-
Funktionär, hat für solche Situa-
tionen sein übliches Schauspiel 

parat: „Dieser Streik ist völlig unnütz 
und unnötig“ … Wir wollen „Lösungen 
für unsere Mitarbeitenden“... labert er. 
Tja, das ist wie in der Liebe, man muss 
die auch beweisen. Also sollen sie die 
650 Euro zahlen! 

Am 2. Warnstreik waren über 25.000 
Streikende dabei – das ist weniger. Aber 
ist die Streikbereitschaft geringer gewor-
den? Das kann man so nicht sagen, denn 
die Ankündigung war kurzfristig, das 
Streikfenster kurz und ungünstig und 
überhaupt hat die EVG nicht so viele 
aktive Betriebsgruppen. Alles hängt da-
von ab, ob vor Ort Gewerkschaftsakti-
vist:innen was auf die Beine stellen kön-
nen. 

Auf der Kundgebung in Berlin dominier-
te unter den Teilnehmenden die Erwar-
tung, dass es nach der nächsten Ver-
handlungsrunde am 25. April einen län-
geren Streik geben muss. 

Sabine Müller, Berlin 

AUS DEN BETRIEBEN  

Sind die Bahner:innen jetzt am Zug? 
Im Bahn- und Busbereich stehen noch Verhandlungen an 

Der Unternehmer Lukasz Mazur fährt in 
seinem teuren Firmenwagen vor. In sei-
nem Gefolge hat er gepanzerte Fahrzeuge 
mit gewaltbereiten „Sicherheitskräften“. 
Er hat ein Problem. Die LKW-Fahrer sei-
nes Transportunternehmens weigern 
sich weiter zu fahren. Sein Unternehmen 
verweigert den Fahrern Monatslöhne in 
Höhe von Tausenden Euro. Die LKW-
Fahrer aus Georgien und Usbekistan 
sind an Autobahnraststätten in Deutsch-
land, der Schweiz und Italien zu Hunder-
ten in den Streik getreten. Seine leeren 
Worte überzeugen niemanden die Arbeit 
fortzusetzen. Seine paramilitärischen 
Schläger stehen am 7. April kurz davor, 
mit Gewalt die Fahrzeuge von einigen 
Dutzend Streikenden in Besitz zu neh-

men, als die Polizei einschreitet. In Ita-
lien gelang es seinem Unternehmen 
durch Androhung von Gewalt, Streiks zu 
brechen, aber in Deutschland ist es für so 
offensichtliche Machtausübung noch ein 
wenig zu früh. Die LKW-Fahrer, die er als 
Streikbrecher mitgebracht hat, verbrü-
dern sich mit ihren Kollegen und die 
Schläger werden in Polizeigewahrsam 
genommen. Die Politik zeigt sich em-
pört. Das EU-Parlament debattiert. Sol-
che „Methoden“ sind ihnen zuwider, sie 
wollen friedliche Verhandlungen und 
appellieren an die Unternehmen, welche 
Kunden von Mazur sind. Gleichzeitig 
behauptet der Unternehmer, die Schein-
selbständigkeitsverträge seien legal! Die 
Löhne seien gerecht und würden gezahlt. 

Die Streikenden werden weiterkämpfen, 
sie erhalten Unterstützung durch Ge-
werkschafter:innen aus den Niederlan-
den und Deutschland. Sie wollen nicht 
nachgeben. Europäische Konzerne verge-
ben über Niederlassungen und Briefkas-
tenfirmen in Osteuropa Aufträge. Hinter 
ihren Filialen dort versuchen sie zu ver-
schleiern, dass der gesamte Güterverkehr 
auf den Straßen Europas und seine kras-
se Ausbeutung dieselbe kapitalistische 
Suppe ist. Die Ausbeutung der Arbei-
ter:innenklasse ist kein Phänomen, das 
Grenzen kennt. Genauso wenig ist es der 
Streik! 

Luna Roth, Düsseldorf 

LKW-Fahrerstreik soll mit Gewalt niedergeschlagen 
werden – europäische Kapitalist:innen waschen ihre 

Hände in Unschuld 
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KLIMA 

Am 26. März wurde in Berlin der Volks-
entscheid „Berlin 2030 klimaneutral“ 
abgestimmt. Mit 442.000 Ja-Stimmen 
befürwortete eine knappe Mehrheit der 
Teilnehmenden die Initiative. Allerdings 
wurde das notwendige Quorum (die Be-
teiligung) nicht erreicht, damit der 
Volksentscheid gültig ist. Offenbar ist es 
nicht gelungen, genug Menschen zur 
Abstimmung beim Volksentscheid zu 
mobilisieren. Auf der politischen Ebene 
fiel das Projekt des Volksentscheids 
dadurch auf, dass die Finanzierung der 
hohen Ziele ungeklärt blieb. Das Projekt 
war so kalkuliert, dass es mit der be-
stehenden Politik einigermaßen kompa-
tibel sein sollte. Aber gerade die Frage, 
wer die Zeche zahlen soll, haben die 
Gegner:innen des Gesetzentwurfs ange-
packt! Die karikaturhafte Argumentati-
on für ein „Nein“ klang manchmal wie 
ein schlechter Scherz: „620.000 Berliner 
müssten bis 2030 auf ihr Auto verzich-
ten und dieses gegen ein Fahrrad eintau-
schen“. Diese Propaganda setzte auf po-
pulistische Töne, wie sie von der AfD 
(Alternative für Deutschland) schon län-
ger propagiert werden. 

Eine Wahl zwischen “schlecht“ und 
„schlechter“? 

Der Gegensatz kam kurz vor dem Volks-
entscheid bei einer bekannten Aktivistin 
von Fridays for Future in einem Video 
zum Ausdruck, wo sie erklärte, dass ... 
„natürlich […] Klimaschutz aufwendig 
und teuer“ sei, aber „die Klimakrise im 
Vergleich“ noch schlimmer. So war die 
Logik des Projekts alles in allem gut zu-
sammengefasst. Und nach so einem 
Wahlkampf haben die ärmeren Wahlbe-
zirke Berlins eher mit „Nein“ gestimmt, 
die reichsten Bezirke hatten eine höhere 
Beteiligung und stimmten eher mit „Ja“. 
Laut prominenten grünen Landesvorsit-
zenden zeigt das Scheitern des Volksent-

scheids, „dass die nötige Veränderung 
[…] Ängste auslöst“. „Ängste“ steht hier 
als typische Abwertung der Politik ge-
genüber dem Misstrauen der Bevölke-
rung. Die zahlreichen „Nein“-Stimmen 
sind zwar keine gute Nachricht, aber die 
Bevölkerung, die seit gut einem Jahr die 
Politik der Bundesregierung (mit Beteili-
gung der Grünen) erlebt, hatte auch gute 
Gründe, den Volksentscheid misstrau-
isch zu sehen. 

Wer bezahlt? 

Solange nicht klargestellt wird, dass die 
Reichen die notwendige ökologische 
Transformation von Industrie, Infra-
struktur und Gesellschaft zahlen sollen, 
werden konservative Kräfte einen Teil 
der Bevölkerung gegen die nötigen Maß-
nahmen mobilisieren können. In der 
Schweiz wird gerade der Wahlkampf 
gegen die Klimaneutralität von der 
rechtspopulistischen Schweizerischen 
Volkspartei geführt, mit dem Argument, 
die Bevölkerung vor dem „Wahnsinn der 
rot-grünen Linken“ zu schützen. Gegen 
die Scheinheiligkeit der bürgerlichen 
Parteien, egal ob rechts, rot oder grün, 
muss klar dargestellt werden, wie Klima-
krise und Ausbeutung eng zusammen-
hängen. Dem Kapitalismus ein Ende zu 

setzen mag eine riesige Aufgabe bedeu-
ten. Aber die Klimakrise lässt sich weder 
leichter noch schneller lösen, als die 
wirtschaftliche Struktur der Gesellschaft 
sich ändern lässt. Das Verhältnis der 
Menschheit mit der Natur hängt mit 
dem Verhältnis der Menschen unterei-
nander zusammen: Solange beide auf 
Ausbeutung beruhen, bleiben wir ohne 
Zukunft. Sowohl Wahlen wie Volksent-
scheide – die jetzt infolge zahlreicher 
Krisen immer öfter in Betracht gezogen 
werden – sind unfähig das Problem zu 
lösen. Auch wenn sie die soziale Realität 
widerspiegeln, können Wahlen oder 
Volksentscheide nicht das nötige Kräfte-
verhältnis aufbauen. In dieser Ausgabe 
der Aurora berichten wir über zahlreiche 
Situationen, in denen Beschäftigte 
durch Streiks und Demos das Wort er-
greifen. Der Weg gegen die Klimakata-
strophe muss auch einen solchen Weg 
einschlagen! 

Lorenz Wassier, Berlin 

Volksentscheide zu Klimaneutralität 
Ist Klimaschutz wählbar? 

D er letzte IPCC-Bericht hat erneut gezeigt, wie dringend es eine wirkliche Wende in der 
Klimapolitik braucht. Eine solche wollte der Klima-Volksentscheid in Berlin im März 
erzwingen, ist jedoch gescheitert. Im Juni sind nun alle Schweizer:innen aufgerufen, für „mehr 
Klimaschutz“ abzustimmen.  
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SPÖ: Rechts, links oder geradeaus? 
Österreich  

A nfang Juni soll der Parteivorsitz der Sozialdemokratischen Partei Österreichs (SPÖ) neu gewählt 
werden. Drei verschiedene Strömungen kämpfen um die Führung. Der Linke Andreas Babler 
möchte mit der Parteibasis traditionelle sozialdemokratische Werte in die kriselnde Partei 
zurück holen. Ein Überblick und eine Einordnung. 

Die SPÖ ist seit 2017 nicht mehr in der 
Bundesregierung. Trotz Oppositionsrolle, 
zahlreicher Korruptionsskandale von 
FPÖ und ÖVP sowie der Teuerungskrise 
kann die SPÖ nicht profitieren. Bei aktu-
ellen Landtagswahlen musste sie Verlus-
te hinnehmen und in Umfragen liegt sie 
maximal auf Platz zwei, hinter der FPÖ 
und fast gleichauf mit der ÖVP. Woran 
liegt das? Offensichtlich schafft es die 
SPÖ nicht, eine glaubhafte Alternative 
anzubieten. 

Mitgliederbefragung und drei Flügel 

Seit längerem gibt es innerparteiliche 
Kritik an der Parteivorsitzenden Pamela 
Rendi-Wagner, die für schlechte Wahler-
gebnisse verantwortlich gemacht wird. 
Hans Peter Doskozil, Landeshauptmann 
des Burgenlandes, schießt seit Jahren in 
der medialen Öffentlichkeit gegen die 
Vorsitzende. Nun hat er eine Mitglieder-
befragung durchgesetzt, um die Füh-
rungsfrage zu klären. Statt dem erwarte-
ten Zweikampf gab es plötzlich 73 Bewer-
ber:innen, von denen nun drei zugelas-
sen wurden. Wer sind sie und wofür ste-
hen sie? 

Pamela Rendi-Wagner ist Ärztin und war 
hohe Beamtin im Gesundheitsministeri-
um, bevor sie 2017 unter SPÖ-Kanzler 
Christian Kern Gesundheitsministerin 
wurde. Nach Kerns Rücktritt 2018 wurde 
sie seine Nachfolgerin als Parteivorsit-
zende, sie steht ebenso für einen libera-
len Kurs mit modernem Manager-
Habitus. Statt sozialdemokratischer Tra-
dition und „volksnaher“ Empörung gibt 
es auf professionell getrimmte aber we-
nig authentische Inhalte und Auftritte.  

Hans Peter Doskozil war hoher Polizei-
beamter und stieg nach seinem Manage-
ment der „Flüchtlingskrise“ 2015 im da-
rauf folgenden Jahr zum Verteidigungs-
minister auf. Später wurde er burgenlän-
discher Landeshauptmann, bei den 
Landtagswahlen 2020 konnte er 8 % da-

zugewinnen. Er setzt auf eine Mischung 
aus Sozialpolitik (Anhebung der Min-
destlöhne für Landesbedienstete, Anstel-
lung pflegender Angehöriger beim Land, 
Förderung des sozialen Wohnbaus ...), 
Populismus und rechten Positionen 
beim Thema Migration. Mit der Mi-
schung aus populistischer Sozialpolitik 
und Rassismus sollen Wähler:innen von 
der FPÖ zurückgeholt werden – im Bur-
genland scheinbar erfolgreich. Für man-
che in der SPÖ ist das auch ein Erfolgsge-
heimnis für den Bund. 

Rendi-Wagner und Doskozil stehen für 
zwei Flügel: einen urban-liberal-
modernistischen (der auf eine Ampelko-
alition mit Grünen und Neos schielt) 

und einen traditionell-populistisch-
rechten (der gegenüber einer Zusam-
menarbeit mit der FPÖ offen ist). Für den 
tatsächlich linken Flügel geht Andreas 
Babler ins Rennen. 

Wofür steht Babler? 

Babler ist in der Sozialistischen Jugend1 
groß und sozialisiert worden. Genauer 
gesagt in deren Strömung „Stamo-
kap“ (Staatsmonopolistischer Kapitalis-
mus), die eine sozialistische Ausrichtung 
hat, realpolitisch mit Ländern wie der 
Sowjetunion, Kuba, Serbien und Belarus 
sympathisiert(e) und statt auf eine Revo-
lution gegen den Kapitalismus gemein-
sam mit der „antimonopolistischen 
Bourgeoisie“ auf die Rettung der bürger-
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lichen Demokratie setzt. Seit 2014 ist 
Babler Bürgermeister von Traiskirchen, 
einer traditionellen Industriestadt mit 
rund 20.000 Einwohner:innen in der 
Nähe von Wien, in der sich ein großes 
und bekanntes Asylbewerber:innen-
Erstaufnahmezentrum befindet. In der 
„Flüchtlingskrise“ 2015 protestierte er 
aufgrund der überfüllten Unterkünfte 
gegen die zuständige Ministerin, zeigte 
sich aber gleichzeitig solidarisch gegen-
über den Geflüchteten. In Traiskirchen 
setzt er als Bürgermeister exemplarisch 
auf soziale und ökologische Maßnah-
men, wie ein kostenloses Mittagessen 
für Kinder armer Familien, einen Sozial-
markt und ökologische Bauweise bei 
öffentlichen Gebäuden. Bei den nieder-
österreichischen Landtagswahlen An-
fang 2023 konnte er knapp vier Prozent 

dazugewinnen. Das alles macht ihn zu 
einem linken Aushängeschild und einer 
„linkspopulistischen“ Alternative zum 
rechten Doskozil. 

Babler bezieht sich in seinen Reden auf 
die Sozialdemokratie der Zwischen-
kriegszeit und das Rote Wien2. Gleichzei-
tig erwähnt er in seinen Reden das sozia-
listische Ziel nicht, aber spricht davon, 
die Systemfrage zu stellen. Sein Pro-
gramm umfasst Forderungen für rechts-
staatliche und schnellere Asylverfahren 
sowie legale Fluchtmöglichkeiten, glei-
chen Lohn für Frauen und höhere Löhne 
in der Sorgearbeit, einen umfassenden 
Fond zur Dekarbonisierung der Indust-
rie, Mietobergrenzen/Mietendeckel und 
eine Energiegrundsicherung. Ebenso 
wird eine Arbeitszeitverkürzung auf 32h/
Woche bei vollem Lohnausgleich gefor-
dert. Finanziert werden sollen die Maß-
nahmen mit Steuern auf (Über)Gewinne, 
Erbschaften und Schenkungen. Der 
Staat solle den öffentlichen Sektor stär-
ken und in den Markt eingreifen.  

Wählen oder Kämpfen? 

Es ist grundsätzlich positiv, dass Fragen 
wie Arbeitszeitverkürzung und Finan-
zierbarkeit des Sozialstaats öffentlich 

diskutiert werden und Anknüpfungs-
punkte liefern. Aber wie soll das durch-
gesetzt werden? Babler spricht davon, 
sich die SPÖ zurückzuholen. Er will eine 
Partei von aktiven Mitgliedern, die „von 
unten“ der Partei Leben einhauchen und 
so die Interessen der Lohnabhängigen 
glaubhaft nach innen und außen vertre-
ten. Von verschiedenen Seiten gab es 
Aufrufe in die Partei einzutreten und 
mitzubestimmen bzw. einen bestimm-
ten Kandidaten zu unterstützen. Und 
tatsächlich konnte die SPÖ in den letz-
ten Wochen rund 10.000 neue Mitglie-
der verbuchen, was einem Zuwachs von 
rund 7 % der Gesamtmitgliedschaft von 
circa 140.000 entspricht. Der Alters-
durchschnitt der Parteimitglieder dürfte 
aber weiterhin bei über 60 Jahren (!) 
liegen.  

Was bei Babler und seinen Fans fehlt, ist 
eine politische Strategie zur Umsetzung 
der Forderungen. Die geforderten Refor-
men, selbst wenn sie dem Kapitalismus 
noch nicht mal gefährlich werden, könn-
ten nur durch Kämpfe in den Betrieben 
und auf der Straße erreicht werden. Den 
Parteivorsitz zu erringen und dann wo-
möglich die nächsten Wahlen zu gewin-
nen, wird da bei weitem nicht ausrei-
chen. Selbst wenn Babler heute Säle füllt 
und Menschen mobilisiert, hat er keine 
klassenkämpferische Bewegung im Rü-
cken. Diese gibt es in Österreich derzeit 
schlichtweg nicht – und er verliert auch 
kein Wort dazu, eine solche aufbauen zu 
wollen. Zwar gab es im Herbst 2022 eini-
ge Streiks und scheinbar hohe Lohnzu-
wächse, es wäre aber weit mehr möglich 
gewesen. Ein entscheidender Faktor, der 
die Weiterentwicklung von kämpferi-
schen Ansätzen und Stimmungen in 
Belegschaften behindert, sind die sozial-
demokratischen Führungen der Gewerk-
schaft selbst.  

Perspektiven  

Aktuell touren Babler und Doskozil 
durch Österreich, bis 10. Mai soll die 
Mitgliederbefragung durchgeführt 

werden und am 3. Juni beim Parteitag 
der neue Vorsitz gewählt werden. Inwie-
fern das Ergebnis der Befragung inter-
pretiert und einbezogen wird ist unklar, 
aber jedenfalls ist es unverbindlich. 

Sollte Rendi-Wagner weiter Vorsitzende 
bleiben, wird es für die SPÖ wohl weiter 
abwärts gehen. Mit Doskozil an der Spit-
ze würde sich der politische Rechtsruck 
fortsetzen und eine rot-blaue Koalition 
mit der FPÖ nach den nächsten Wahlen 
wäre eine realistische Option. 

Babler ist jedenfalls der Außenseiter, 
dem geringe Chancen zugerechnet wer-
den. Selbst nach einem Sieg hätte er in 
der eigenen Partei schwer zu kämpfen. 
In einer von ihm angestrebten Koalition 
mit den Grünen und den neoliberalen 
Neos würde von seinem Programm wohl 
wenig übrig bleiben, vom Gegenwind der 
herrschenden Klasse und gekaufter, ÖVP
-naher Massenmedien gar nicht zu spre-
chen. Bei einer Niederlage von Babler 
bliebe die Frage, ob sein sozialistisches 
Milieu innerhalb oder außerhalb der 
SPÖ weiter aktiv bleibt und sich organi-
siert, oder ob das Phänomen Babler 
schnell wieder verhallt. Den Aufbau ei-
ner eigenen Bewegung außerhalb und 
gegen die SPÖ wird es mit Babler wohl 
nicht geben – dazu glaubt er selbst zu 
sehr an die traditionelle Erzählung von 
der sozialdemokratischen Familie und 
Einheit. 

Es bleibt die Aufgabe, in dieser ohne 
Zweifel interessanten Phase die Ent-
wicklungen gut zu beobachten, in Dis-
kussionen einzugreifen und hinsichtlich 
klassenkämpferischer, antikapitalisti-
scher und revolutionär-sozialistischer 
Perspektiven Chancen zu ergreifen. 

Johannes Wolf, Wien 

 

1 Jugendorganisation der SPÖ 

2 Im „Roten Wien“ setzte die regierende Sozialde-
mokratie in der Zwischenkriegszeit eine weitrei-
chende und radikale Sozialpolitik um 
(massenhafter Bau von Gemeindewohnungen, 
Kindergärten, Schwimmbädern, Bibliotheken etc., 
finanziert unter anderem mit Reichensteuern auf 
Luxuskonsum.) 

>> Die geforderten Reformen könnten nur durch 
Kämpfe in den Betrieben und auf der Straße erreicht 
werden. Den Parteivorsitz zu erringen und Wahlen 

zu gewinnen wird da bei weitem nicht ausreichen. << 
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INTERNATIONAL 

Die Phasen der Mobilisierung 

Die Bewegung hat seit Beginn mehrere 
Phasen durchlebt. Vom 19. Januar bis 
Anfang März folgten große Streik- und 
Demonstrationstage wöchentlich aufei-
nander. Sie waren die größten 
„Aktionstage“ seit Jahrzehnten, mit teils 
Millionen Demonstrant:innen landes-
weit, auch in Kleinstädten. Auf Druck 
führender Sektoren wurde von einigen 
Gewerkschaften ab dem 7. März zum 
unbefristeten Streik aufgerufen. Bei 
Bahn, Raffinerien, im Energiesektor und 
bei der Müllabfuhr – die Müllberge 
machten Paris um eine Sehenswürdig-
keit reicher – wurde unbefristet ge-
streikt, jedoch ohne sich auf weitere Sek-
toren auszuweiten, und viele Streiks ver-
loren nach ein paar Wochen an 
Schwung. Doch am 16. März griff Macron 
zu einem Verfassungsartikel, der es er-
möglicht ohne Abstimmung ein Gesetz 
durchzubringen. Ein Kraftakt, der das 
Feuer neu entfachte: eine Woche lang 
fanden täglich spontane Demonstratio-
nen statt, an einigen Orten gab es neue 
Streiks, und im ganzen Land vervielfach-
ten sich Straßenblockaden, symbolische 
Aktionen und Blockaden von Logistik-
Hubs und ähnlichem. Bilder dieser Wut 
gingen um die Welt, und eine solche Fol-
ge spontaner landesweiter Demonstrati-
onen gab es vielleicht seit 1968 nicht 
mehr, doch auch dieses Mal konnte man 
die Streiks nicht nennenswert auswei-
ten, und Anfang April kamen die ersten 
Ermüdungserscheinungen. Diese Aktio-
nen wurden von einer Explosion der Po-
lizeigewalt begleitet: Hunderte Festnah-
men – teils willkürlich, um einzuschüch-
tern, teils gezielt gegen Aktivist:innen –, 
Verletzte, von denen einer seit nun vier 
Wochen im Koma liegt. Es gab Drohun-
gen, Organisationen aufzulösen oder 

Zuschüsse zu kürzen und selbst bürgerli-
che Organisationen wie die Liga für 
Menschenrechte blieben davon nicht 
verschont.  Auf die Verabschiedung des 
Gesetzes gab es zwar als Reaktion wieder 
zahlreiche kleine spontane Demos, auch 
der Streik der Pariser Müllabfuhr wurde 
wieder aufgenommen, doch nach den 
weiterhin sinkenden Demonstrations-
zahlen ist nun der 1. Mai der einzige Ak-
tionstag, bei dem sich die Zukunft der 
Bewegung auch nach der Gesetzesverab-
schiedung entscheiden könnte. 

Probleme und Perspektiven 

Seit Beginn leidet die Bewegung an ei-
nem Widerspruch: Demos und Streiks 
sind die größten seit Jahrzehnten, doch 
die basisdemokratischen Rahmen –
Streikversammlungen und -Komitees, 
berufsübergreifende Treffen – bleiben 
häufig leer oder reduzieren sich auf die 
politisiertesten Aktivist:innen. So blieb 
und bleibt wenig Raum, um über die 
Politik des Gewerkschaftsbündnisses 
hinauszugehen, die auf einzelne Akti-
onstage und den Druck aufs Parlament 
ausgerichtet ist, und eine wirkliche Kon-

trolle der Streikenden über ihre eigene 
Bewegung zu erreichen. Trotz der Bemü-
hungen vieler Aktivist:innen konnten die 
Streiks bisher nicht zu einem Massen-
streik ausgeweitet werden. 

Vor Beginn der Bewegung hörte man 
vielerorts, dass es um „Leben und Tod“ 
ginge: Verliere die Bewegung, könne man 
sich auf einen allgemeinen Angriff auf 
die Arbeiter:innen einstellen, gewinne 
sie, könne man erstmals sogar neue 
Rechte erkämpfen. Doch obwohl die Re-
form durchgesetzt wurde, konnten nun 
einige Verbesserungen erreicht werden: 
In vielen Betrieben gab es Gehaltserhö-
hungen nach lokalen Streiks, Macron hat 
andere Gesetzesreformen auf Eis gelegt 
und Maßnahmen für die Jugend ausru-
fen müssen. Und es wurden auch neue 
Kontakte geknüpft, Streik- und Kampfer-
fahrung gesammelt: Wie auch immer die 
Bewegung weitergeht, siegreich oder 
nicht, hat sich eine Generation heraus-
gebildet, die folgende Angriffe hoffent-
lich nicht kampflos an sich vorbeigehen 
lassen wird!  

Dima Rüger, Paris 

Bewegung gegen die Rentenreform:  
Wie geht es weiter in Frankreich? 

S eit dem 19. Januar 2023 findet in Frankreich eine der größten sozialen Bewegungen der letzten 
Jahrzehnte statt, gegen die Pläne der Regierung, das Renteneintrittsalter um 2 Jahre anzuheben. 
Am 14. April hat Macron nun bei Nacht und Nebel das Gesetz verabschiedet, nachdem es vom 
„Verfassungsrat“ durchgewunken wurde. Doch ob dies das Ende der Bewegung bedeutet, steht 

noch offen.  

Protestierende Feuerwehrleute in Paris 
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England – eine Streikwelle wie seit 
Jahrzehnten nicht mehr 

Schon 2021 begannen die Streiks und 
erfassten zunehmend das ganze Land. 
Auch in England frisst die Inflation die 
Löhne auf. 40.000 Beschäftigte des 
öffentlichen Diensts nutzen Lebens-
mitteltafeln und 45.000 beanspruchen 
Unterstützungsleistungen, weil sie trotz 
Arbeit zu arm sind um sich den all-
täglichen Lebensunterhalt leisten zu 
können. In den letzten Monaten gingen 
immer wieder hunderttausende Lehr-
kräfte, Assistenzärzt:innen, Mitarbei-
ter:innen von Regierungsbehörden und 
Beschäftigte der U-Bahn auf die Straße. 
Sie fordern saftige Lohnerhöhungen. 
Andere waren bereits erfolgreich. Die 
Mitglieder der britischen Eisenbahner-
gewerkschaft RMT haben nach einem 
Jahr Arbeitskampf Lohnerhöhungen 
zwischen 9,2 und 14 % erkämpft, obwohl 
die Chefs am Anfang nur mickrige 2 % 
angeboten haben. Darüber hinaus gibt es 
auch kleinere und lokale Streiks. So strei-
ken Amazonbeschäftigte einiger Stand-
orte, Sicherheitskräfte des Londoner 
Flughafen Heathrow oder die Ölarbei-
ter:innen der Ölplattformen in der Nord-
see. Der Ölkonzern Shell hat mit 37 Milli-
arden Gewinn ein Rekordergebnis er-
wirtschaftet, will aber nichts davon an 
die Arbeiter:innen abgeben. Auch in den 
nächsten Monaten wird es weiterhin zu 
großen Streiks kommen. 

Griechenland – ein kaputtgespartes 
Land 

Auslöser der Proteste war ein Zugun-
glück am 28. Februar mit 57 Toten. Ur-
sache der Katastrophe ist die seit der 
Wirtschaftskrise 2008 kaputtgesparte 
Infrastruktur.  Mehrere Generalstreiks 

brachten den Verkehr des Landes weitge-
hend zum Erliegen, es fuhren keine Fäh-
ren zu den Inseln, alle Flüge fielen aus 
und der öffentliche Nahverkehr stellte 
den Betrieb ein. Kliniken arbeiteten nur 
in Notbesetzung, der Unterricht in Schu-
len fiel aus. Dabei geht es nicht nur um 
die Aufklärung des Zugunglücks, 

sondern darüber hinaus um Lohnerhö-
hungen. Die größten Proteste fanden in 
Thessaloniki und Athen statt, wobei es 
auch zu größeren Auseinandersetzungen 
zwischen Streikenden und der Polizei 
kam. In der Hauptstadt skandierten Tau-
sende vor dem Hauptsitz des Bahnunter-
nehmens: „Dieses Verbrechen wird nicht 
vergessen“ und „Das war kein Unfall, 
sondern Mord“. Denn dieses Unglück 
war hausgemacht: So verfassten die Ge-
werkschaften keine drei Wochen vor 
dem Unglück einen Brandbrief, in dem 
sie bereits die katastrophalen Bedingun-
gen anprangerten. 

Portugal – Vom Mietenprotest zur 
Streikwelle 

Die Wohnungspreise explodieren zur-
zeit, so sind in der Hauptstadt Lissabon 
die Mieten innerhalb eines Jahres um 
37 % gestiegen. Eine Einzimmerwohnung 
kostet durchschnittlich 1350 Euro pro 
Monat. Dabei stehen 700.000 Wohnun-
gen, überwiegend aus Spekulationsgrün-
den, leer. Mehr als die Hälfte der Arbei-
tenden verdienen weniger als 1000 Euro 
im Monat, der Mindestlohn liegt bei 760 
Euro. Am 1. April haben in sechs Städten 

mehrere Zehntausend Menschen gegen 
diese Entwicklung protestiert. Bereits im 
Februar demonstrierten und streikten 
150.000, vor allem Lehrkräfte, für ein 
besseres Bildungssystem. Höhepunkt 
der Proteste könnte der 25. 4. werden, der 
Jahrestag der Nelkenrevolution. Ge-
streikt wird auch in weiteren Sektoren 

wie dem Gesundheitswesen oder der 
Bahn. Die Streiks von Eisenbahner:innen 
für bessere Löhne und Arbeitsbedingun-
gen rissen auch über Ostern nicht ab. 
Seit der 1-Jährigen Regierungszeit der 
Sozialdemokratie hat die Zahl der Streiks   
massiv zugenommen. Allein im Januar 
gab es mehr als 300 Streikankündigun-
gen, mehr als dreimal so viele wie im 
Vorjahr. 

Allen voran sind in diesen Streikbewe-
gungen die Beschäftigen des öffentli-
chen Dienstes, der Daseinsversorgung 
und des Transports. Also all diejenigen, 
für die man während der Corona-
Pandemie noch geklatscht hatte. Wenn 
es jetzt darum geht die Löhne zu erhö-
hen und die Arbeitsbedingungen zu ver-
bessern, sucht man diesen Zuspruch 
vergeblich. Alle sollen schön weiterarbei-
ten und die schlechten Bedingungen 
akzeptieren. Doch das Leben wird immer 
teurer und der Wille alles zu erdulden 
schwindet. So rollt eine Protestwelle 
durch Europa, die hoffentlich nicht so 
schnell wieder abebben wird. 

Karl Gebhardt, Berlin 
 

INTERNATIONAL  

„Wir wollen leben – nicht überleben“ 

I n vielen europäischen Ländern gibt es gerade größere Streiks oder sogar regelrechte Streikwellen. 
Zwar sind diese Streiks überall unterschiedlich zusammengesetzt, aber es eint sie die 
Unzufriedenheit darüber, dass das Leben immer teurer wird. In Griechenland, Portugal, England, 
Deutschland und Frankreich wird zur Zeit besonders viel gestreikt. Den letzten beiden Ländern sind 
gesonderte Artikel gewidmet. 

>> Doch das Leben wird immer teurer und der 
Wille alles zu erdulden schwindet. <<  
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Netanyahus System 

Doch von vorn: Die Neuwahl Netanya-
hus Ende letzten Jahres war nicht über-
raschend, darauf wartete er schon seit 
seiner Abwahl 2021 in der Opposition. 
Außerdem sind vorgezogene Neuwahlen 
mittlerweile seine Spezialität – von sei-
nen sechs (mehr oder weniger) langen 
Amtszeiten als Ministerpräsident ge-
wann er viermal in Neuwahlen, die häu-
fig durch Krisen seiner eigenen Regie-
rungen ausgelöst wurden. Mit jeder 
Amtszeit kam der ein oder andere Kor-
ruptionsskandal dazu, inzwischen laufen 
mehrere Verfahren gegen ihn. Und so 
prägt Netanyahu seit 1993 hartnäckig die 
israelische Politik durch territoriale 
Ausweitung israelischen Staatsgebiets in 
palästinensische Gebiete und eine 
Politik massiver militärischer Domi-
nanz. Die neue Regierung ist jedoch so 
rechtsextrem und streng-religiös wie nie 
zuvor besetzt mit Ministern, die mit 
rassistischen und homophoben Äuße-
rungen eskalieren. 

 
Staatlicher Terror in den Siedlungen 
gegen die Palästinenser:innen 

Ein Neuzulauf in der Regierungs-
koalition spielt hierbei eine wichtige 
Rolle: Die „Religiösen Zionisten“ sind 
eine aufstrebende Partei, die vor allem 
im Milieu von fundamentalistischen 
und rechtsradikalen Siedler:innen ihre 
Wähler:innen rekrutieren, und eben 
diese Agenda im Parlament jetzt stärker 
denn je vertreten. 

Ohnehin stieg der Siedlungsbau in den 
letzten Jahren immer stärker an und 
mittlerweile leben über 700.000 

israelische Siedler:innen auf 
palästinensischem Boden, vor allem in 
Ost-Jerusalem und dem Westjordanland. 
Dort jedoch leben sie nicht nur, sie 
verfolgen häufig eine tief rassistische 
Agenda. Die strukturelle Unterdrückung 
ist in den besetzten Gebieten tagtäglich 
und in den Dörfern und Städten unweit 
von Siedlungen noch stärker zu spüren. 
Es geht um den Zugang zu Wasser, der 
von Israel kontrolliert wird und den die 
meisten Palästinenser:innen teuer 
bezahlen müssen, wenn ihnen der Hahn 
nicht ganz abgedreht wird. 
Hinzukommen die Demütigungen an 
den Checkpoints, durch die 
Palästinenser:innen häufig ohnehin 
nicht durchgelassen werden, und wenn, 
dann sehr oft mit längeren Wartezeiten 
verbunden. Seitdem der Siedlungsbau 
weiter anwächst, sind auch immer 
häufiger Soldat:innen mitten im 

palästinensischen Gebiet, um die 
Siedlungen und Außenposten zu 
„schützen“. Und noch ein Punkt, der so 
offensichtlich ist, dass man ihn 
übersehen kann: auf dem Gebiet der 
heutigen Siedlungen und denen, die im 
Entstehen sind, war ja vorher nicht 
besitzloser Raum. Häufig war das 
landwirtschaftlich oder anders genutzter 
Boden, der den Lebensunterhalt für 
Menschen bedeutete. Bis die 
Siedler:innen kamen, und ihn sich 
nahmen, ohne zu fragen. Alle diese 
Grausamkeiten finden staatlich 
legitimiert statt – und die Armee hilft bei 
der Umsetzung. Eine Armee, bei der (fast) 
jede:r israelische Staatsbürger:in einen 
mindestens zwei Jahre andauernden 
Militärdienst ableisten muss, bei dem 
die jungen Israelis eingetrichtert 
bekommen, dass Palästinenser:innen 
Feinde seien und keine Menschen.  

INTERNATIONAL 

Israel: Zwischen Besatzungskrieg und Generalstreik 

S eit der Neuwahl Netanyahus als Ministerpräsident am 29. 12. 2022 hat sich in Israel eine beachtliche 
Protestbewegung gebildet, jeden Woche gehen bis zu 600.000 Menschen auf die Straße. Auslöser war 
eine Justizreform, die sich die rechtsradikale Regierungskoalition um Netanyahu in den Kopf gesetzt 

hatte. Zweck ist unter anderem, die Rechte des Obersten Gerichtshofs einzuschränken. Gleichzeitig eskaliert 
erneut die Gewalt gegen Palästinenser:innen, staatlich organisierte Angriffe auf Menschen und 
Infrastruktur, wie es sie in ihrer Grausamkeit immer wieder gibt – doch das spielt bei den Demonstrationen, 
wenn überhaupt, nur eine untergeordnete Rolle. 
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Neben all diesen strukturellen Hürden 
und Unterdrückungsmechanismen 
kommt es immer wieder auch zu ge-
waltsamen Angriffen aus den Siedlun-
gen und Außenposten selbst. Dörfer 
werden mit Waffen angegriffen, Mo-
scheen niedergebrannt, Raub und Zer-
störung sind an der Tagesordnung.  

Unter dem Druck der „Religiösen Zio-
nisten“ wurden erst Ende Februar 7.000 
neue Siedlungen gestattet. Deren Um-
setzung wird das gesamte Westjordan-
land weiter zerstückeln und ein zusam-
menhängendes autonomes Palästina 
wird so unmöglich.  

 
Die Grenzen der Protestbewegung 

Die schwache israelische Linke ver-
suchte auf einigen der Demonstratio-
nen in den letzten Wochen „besat-
zungskritische Blöcke“ zu bilden, ein 

schüchternes Anmelden, dass nicht alle 
hinter dieser Expansionspolitik Israels 
stehen. Ohne eine internationalistische 
Ausrichtung ist ein demokratischer Na-
her Osten nicht möglich, immerhin ist 
die imperialistische Unterdrückung 
auch Grundpfeiler dieses repressiven 
Staatsapparats. Dennoch haben die 
Proteste heute eine nicht zu übersehen-
de Ausrichtung. Fragt man die meisten 
Menschen, die jeden Samstagabend  auf 
die Straße gehen, so sagen sie, sie möch-
ten die israelische Demokratie retten. 
Denn mit der Justizreform sollen Regie-
rung und Parlament weniger durch den 
obersten Gerichtshof kontrolliert wer-
den können, Rabbinergerichte sollen 
mehr Einfluss bekommen, religiöse Re-
geln sollen ausgeweitet werden und 
ganz nebenbei will Netanyahu die Straf-
verfahren gegen sich loswerden. Aber 
was die Demonstrant:innen als Demo-

kratie verteidigen, ist eine, die in den 
letzten Jahrzehnten einen Apartheids-
staat aufgebaut hat, an dem der Oberste 
Gerichtshof auch vor der Reform nichts 
änderte.  

Palästinensische Israelis, die immerhin 
20 % der Bevölkerung ausmachen, sind 
von den selbsternannten Führer:innen 
der Proteste nicht erwünscht, nicht ihre 
Themen und noch weniger ihre Fahnen, 
ihre Identifikationssymbole. Statt-
dessen sieht man von Anfang an ein 
Meer israelischer Flaggen auf den De-
monstrationen. 

Einen unerwarteten Aufschwung 
brachte im Laufe der Proteste  die Betei-
ligung von Teilen der Armee, fast gleich-
zeitig mit einem landesweiten Streik, 
der auch, oder vor allem, die staatliche 
Verwaltung betraf: weltweit schlossen 
die Botschaften Israels im Streik ihre 
Türen. Doch was erreichte diese Kombi-

nation, die aus der Ferne betrachtet wie 
ein Vorbote der Revolution klingt? 

Nun ja, weitaus weniger, als man er-
hoffen könnte. Die Armee, und an dieser 
Stelle im Besonderen die Reser-
vist:innen verweigerten den Dienst, 
nachdem  Netanyahu den Verteidi-
gungsminister Galant entlassen hatte, 
der, besorgt über die innere Sicherheit, 
Kritik an der Justizreform geäußert 
hatte.  

Das hielt aber auch nur genau so lange 
an, bis Galant wieder zurück ins Amt 
geholt wurde.  

Parallel zu den Protesten häufen sich 
die Aggressionen gegenüber Palästinen-
ser:innen. Ein gut geplanter Zufall, die 
gezielte Provokation von Armeeeinhei-
ten in palästinensisch bewohnten Ge-
bieten just dann eskalieren zu lassen, 
wenn die israelische Bevölkerung auf 

die Straße geht und die Regierung in 
Schwierigkeiten steckt? Ein Schelm, wer 
Böses dabei denkt … 

Als Reaktion auf die vermehrten An-
griffe folgen Attentate und Raketenan-
griffe von Palästinenser:innen und mit 
ihnen verbündeten Gruppen aus den 
Nachbarländern Syrien und dem Liba-
non.  

Und obwohl der israelische Staat 
eigentlich alle völkerrechtlichen Kon-
ventionen mit Füßen tritt, gibt es vom 
Westen keinerlei Konsequenzen, ganz 
im Gegenteil: Bundeskanzler Scholz 
empfing mit allem deutschen 
„Schuldbewusstsein“ Netanyahu und 
verteidigte mit Inbrunst den israeli-
schen Staat. Über die Verbrechen der 
Regierung schweigt man lieber, unter 
dem Vorwand, dass die Vergangenheit 
zu schwer wiege. Aber in Wahrheit geht 
es um das Interesse Deutschlands, auch 
im Nahen Osten gerne einen Fuß in der 
Tür zu haben. Israel ist eine wichtige 
Regionalmacht, die eine Bastion der 
westlichen Interessen im erdöl- und 
erdgasreichen Nahen Osten darstellt –  
dies war das Hauptargument der impe-
rialistischen Großmächte, grünes Licht 
zu geben für die Gründung des Staates 
Israel 1948. Die Hoffnung auf einen 
Schutzraum für Jüd:innen aller Welt 
wurde dafür instrumentalisiert und in 
eine Sackgasse manövriert. 

Zum jetzigen Zeitpunkt kann man nicht 
sagen, wie sich die Lage entwickeln 
wird. Kriegerische Auseinandersetzung 
und massive Gewalt gegen Palästinen-
ser:innen gab es in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten immer wieder und 
daran hat auch kein Friedensprozess 
etwas verändert. Solange Besatzung und 
Unterdrückung andauern, kann es we-
der Demokratie noch Frieden geben. 
Eine neue Qualität könnten die Proteste 
erreichen, wenn sie sich endlich auch 
genau dagegen wenden würden. 

Maria Brücke, Berlin 

>> Aber was die Demonstrant:innen als Demokratie 
verteidigen, ist eine, die in den letzten Jahrzehnten 

einen Apartheidsstaat aufgebaut hat, an dem der 
Oberste Gerichtshof auch vor der Reform nichts 

änderte. << 

INTERNATIONAL  
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In der Industrie, in den Krankenhäusern 
oder in Schulen: überall beklagen sich 
Chef:innen, dass sie keine Leute für die 
angebotene Arbeit finden. Aber oft dient 
das Gejammer der Unternehmen nur 
dazu die schlechten Arbeitsbedingungen 
und Löhne zu verschleiern. Wenn zum 
Beispiel Krankenpfleger:innen nach ein 
paar Jahren den Beruf verlassen, spricht 
das Bände. Während der Streiks für 
bessere Arbeitsbedingungen an den Uni-
kliniken in NRW und Berlin wurden 
Zahlen bekannt, dass Zehntausende 
sofort in ihren alten Beruf wechseln wür-
den – wenn sie es sich leisten könnten. 

Der Fachkräftemangel ist vor allem ein 
Mangel an ausgebildeten Menschen. 
Denn Ausbildung kostet die Unterneh-
men Geld, bevor sie Profite bringen. Be-
sonders hochqualifizierte Berufe werden 
daher aus den Steuern der Arbeitenden 
von den Unis geleistet. Und es sind die 
Unternehmen, die bei Löhnen blockie-
ren. Von den meisten Ausbildungsgehäl-
tern kann man in den Großstädten kaum 
eine eigene Wohnung zahlen, seit der 
Inflation kommt man auch im „Hotel 
Mama“ immer schlechter über die Run-
den. Die Krokodilstränen über die Eng-
pässe bei Fachkräften zielen also eher 
darauf, den Staat zu drängen, den Unter-
nehmen ausgebildete Arbeitskräfte zur 
Verfügung zu stellen. Dafür sollen Schu-
len und Unis immer mehr auf die Wün-
sche der „Wirtschaft“ ausgerichtet wer-
den. 

Hinter dem Gejammer über Fachkräfte-
mangel steckt aber auch eine Idee, die so 
alt ist wie der Imperialismus selbst: sich 
im Ausland zu versorgen. 

„Bitte gute Qualität und auch billig!“ 

Die Düsseldorfer Uniklinik warb nach 
dem Brexit 2019 aktiv polnische Arbeits-

kräfte aus Großbritannien ab. Die Berli-
ner Charité kauft Kolleg:innen aus Indo-
nesien, Tunesien oder Indien ein. Ob 
deren Fähigkeiten in ihren Herkunfts-
ländern fehlen, interessiert trotz Phra-
sen von „ethischer“ und „fairer“ Anwer-
bung nicht wirklich. Da die Bundesagen-
tur für Arbeit oft nicht genug Arbeits-
kräfte „liefert“, greifen nicht nur Kran-
kenhäuser wie die Charité auf private 
Vermittlungsfirma zurück, die vor der 
Einreise „Fachkenntnisprüfungen“ orga-
nisiert. So schützt sich die Charité gegen 
„böse Überraschungen“ (und vielleicht 
auch kämpferische Kolleg:innen). Eine 

andere Möglichkeit besteht darin, 
Kolleg:innen nach ihrer Ankunft in eine 
„Anpassungsqualifizierung“ zu packen. 
Da diese nur ein paar Monaten dauert, 
hat sich Deutschland die dreijährige 
Ausbildung gespart und die neuen 
Kolleg:innen bekommen zudem für min-
destens ein Jahr weniger Lohn als die 
„Einheimischen“. 

Diese Beispiele sind ein 
Modell, von dem alle Unterneh-
mer:innen der imperialistischen 
Metropolen träumen: Fachkräfte 
im Ausland abwerben und sich 
die Kosten der Ausbildung 
sparen. 

Wer nicht passt muss raus? 

Die deutsche Regierung will die 
Krise vor allem durch Zuwande-
rung der „richtigen Ausländer“ 
lösen. Gesucht sind bereits aus-
gebildete Fachkräfte, am besten 
mit Deutschkenntnissen. An-
werbeabkommen mit gezielten 

Ländern werden ironischerweise genau 
in einer Zeit gefordert, wo nicht nur 
Rechtsextreme von der angeblichen 
„Gefahr der Einwanderung“ schwafeln. 
Anfang April sprach der österreichischer 
Innenminister von „wachsendem Migra-
tionsdruck“ gegen den er „weiter konse-
quent auf die Asylbremse [...] steigen“ 
wolle. In Deutschland nahmen unter der 
Ampelkoalition die Abschiebungen deut-
lich zu. Während der Imperialismus 
offene Grenzen für Waren und Kapital 
fordert, sortiert er an den Grenzen Men-
schen sehr genau aus – „die guten ins 
Töpfchen, die schlecht ausgebildeten 

zurück ins Elend“. Wir haben nichts ge-
mein mit dieser zynischen Logik und 
kämpfen weiter für eine Welt ohne Gren-
zen, in der man lebt und arbeitet, wo 
man will. Dieser Kampf ist mit dem 
Kampf gegen die Ausbeutung des Men-
schen untrennbar verbunden. 

Lorenz Wassier, Berlin &  
Jakob Erpel, Düsseldorf 

DEUTSCHLAND 

>> (…) eine Idee, die so alt ist wie der Imperialismus 
selbst: sich im Ausland zu versorgen. << 

T rotz der Reden von „Digitalisierung“ sind es arbeitende Menschen, die allein die Profite 
produzieren und die werden gerade knapp. So häufen sich Klagen von Unternehmen über einen 
Mangel an (qualifizierter) Arbeitskraft. Die Boston Consultig Group behauptet, dass dies die 
Unternehmen jährlich 80 Milliarden koste ... was natürlich kaum verifizierbar ist. Sind wir 

Arbeitenden denn zu wenig? Oder geht es um ihre Profite? 

Fachkräftemangel 
„Weil der Mensch ein Mensch ist“? 

Ein Müllwagen fährt nicht von allein. 
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REZENSION  

Der ukrainische Nationalismus ist nicht 
zufällig in der Westukraine besonders 
stark ausgeprägt, weil hier die Geschich-
te reich an nationaler Unterdrückung ist. 
Dabei liegen Opfer und Täter oft nah 
beieinander, anders als in den nationa-
len Mythen, die sowohl von antirussi-
schen als auch von prorussischen Kräf-
ten mit umgekehrtem Vorzeichen gerne 
bedient werden. Kleveman widersetzt 
sich jeder vorschnellen Parteinahme 
und versucht besonders die blinden Fle-
cken der Geschichte auszuleuchten. 

Elf chronologisch angeordnete Kapitel 
tauchen ein in die bewegte Geschichte 
dieser Stadt zwischen der österreichisch
-ungarischen Habsburger Kaiserzeit im 
19. Jahrhundert und dem 2. Weltkrieg. 
Sie werden immer wieder unterbrochen 
von Schilderungen aus der Gegenwart, 
das heißt aus den Jahren 2014-2015, in 
denen der Autor zur Spurensuche in Lviv 
war und seine historischen Recherchen 
mit wachem und nachdenklichem Blick 
vor Ort durchführte. Das Buch zitiert 
viele Memoiren und persönliche Erinne-
rungen, Kleveman unterhält sich auch 
mit Zeitzeugen und so „erleben“ wir die 
leidvolle, aber auch anregende Ge-
schichte dieser Stadt aus sehr persönli-
chen Schilderungen. 

Lemberg lag im Kreuzfeuer unterschied-
licher Großmächte, wurde innerhalb 
weniger Jahrzehnte in beiden Weltkrie-
gen vielfach erobert und wechselte 
dadurch oft die staatliche Zugehörigkeit. 
Auch die Zusammensetzung der Bevöl-
kerung wechselte durch Kriege, Vertrei-
bungen und Mord. Zum Beispiel waren 
1840 noch 49 % der Bevölkerung pol-
nisch, 41 % jüdisch und nur 7 % ukrai-
nisch. Die heutige Bevölkerung ist fast 

nur noch ukrainisch. Im Ver-
gleich zu dem, was später kam, 
kann die Habsburger Zeit mit 
ihrem Vielvölkergemisch ir-
gendwie idyllisch erscheinen. 
Aber Kleveman verklärt auch 
diese Zeit nicht und zeigt auf, 
wie schon damals die Macht-
habenden eine Teile-und-
herrsche-Politik angewandt 
haben, die die späteren Kata-
strophen vorbereitete. 

Lemberg war lange Zeit 
„multikulti“ und tatsächlich 
noch in den 1920er Jahren – 
als die Stadt wieder zu Polen 
gehörte – eine kulturelle Hoch-
burg insbesondere jüdischer, 
aber auch polnischer Intellek-
tueller. Das Buch lässt uns an 
dieser Blütezeit teilhaben. 

Dann kommt der Zweite Welt-
krieg: Nach dem deutschen 
Einmarsch in Polen 1939 wird 
Lemberg kurz deutsch, aber 
aufgrund des Hitler-Stalin-
Pakts an die Sowjetunion über-
geben. Als Nazideutschland 1941 dann 
die Sowjetunion überfällt, kommt Lem-
berg wieder unter deutsche Kontrolle. 
Kurz vorher massakrierte die stalinsche 
Geheimpolizei Tausende politischer Ge-
fangener. Die jüdische Bevölkerung wur-
de zum Sündenbock gemacht und nicht 
wenige Ukrainer:innen beteiligten sich 
an Pogromen und unterstützten den 
deutschen Völkermord an den Juden 
und Jüdinnen, der in der Ukraine beson-
ders grausam wütete. 

Kleveman ist kein Marxist und uns wird 
keine Klassenanalyse der Ereignisse ge-
boten. Dessen ungeachtet ist dieses be-

sondere Geschichtsbuch wärmstens zu 
empfehlen. Der Autor wurde durch die 
Ereignisse rund um die Majdan-Revolte, 
die Annexion der Krim und den Beginn 
des Krieges im Donbass 2014 dazu ange-
regt, sich mit der ukrainischen Geschich-
te zu beschäftigen. Sein Buch liefert 
nach wie vor einen wertvollen Beitrag 
zum Verständnis der heutigen Ukraine, 
der nationalen Traumata und der natio-
nalistischen Narrative, die durch den 
Angriffskrieg Russlands erneut ange-
facht werden. Es ist ein im besten Sinne 
des Wortes aufklärerisches Buch. 

Richard Lux, Berlin 

Geschichte topaktuell 

D as Buch „Lemberg. Die vergessene Mitte Europas“ von Lutz C. Kleveman ist nichts für schwache 
Nerven, da es auch in die brutalen Abgründe von Gewalt und Massenmord im 20. Jh. blickt. Es 
schildert die Geschichte dieser westukrainischen Stadt, die heute Lviv heißt, und eröffnet tiefe 
Einsichten in die nationalen Konflikte in der Ukraine, die auch im heutigen Krieg eine nicht 

unwichtige Rolle spielen.  

IMPRESSUM | Herausgeberin: RSO, Stiftgasse 8, 1070 Wien | Druck: Eigenvervielfältigung/Flyeralarm  
Verantwortlicher Redakteur: Florian Sund, Schmarjestr. 17, 14169 Berlin 



D ie bewusste Verwen-
dung von Ressourcen 
und die Nutzung des 
gesamten menschli-

chen Wissens können allen Men-
schen auf unserer Erde ein gutes 
Leben sichern und gleichzeitig die 
Welt vor dem Klimakollaps retten. 
Stattdessen steuert die Welt von 
einer Krise in die nächste. Ursache 
für all dies ist der Kapitalismus, der 
ausschließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und 
für eine sozialistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung. Der So-
zialismus, für den wir kämpfen, ist 
eine freie, demokratische, auf ge-
wählten Räten aufbauende Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die im 
Interesse aller funktioniert. Die 
Arbeiter:innenklasse hat das Po-
tenzial, diese Gesellschaft zu ver-
wirklichen. Deshalb geben wir seit 
vielen Jahren Flugblätter in unter-
schiedlichen Betrieben heraus, mit 

denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an De-
monstrationen, Aktionen und Ar-
beitskämpfen teil, diskutieren soli-
darisch über Politik und tauschen 
uns mit unterschiedlichen Akti-
vist:innen aus. In sozialen und öko-
logischen Konflikten treten wir für 
die Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Ausbeu-
tung, gegen Sexismus und Rassis-
mus, gegen Rechtsextremismus 
und gegen Umweltzerstörung im-
mer verbunden mit einem Kampf 
gegen den Kapitalismus. Denn der 
verhindert ein solidarisches Zu-
sammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 
einer revolutionär kommunisti-
schen Internationale in der Welt 

und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und 
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, wer-
de mit uns aktiv und unterstütze 
uns im Aufbau einer revolutionä-
ren und sozialistischen Organi-
sation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr unter: 

www.sozialismus.click/was-wir-
wollen/

Ihr erreicht uns in  
Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
www.sozialismus.click 

+49 1777 800571   
Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN  

VERANSTALTUNGEN  
 

Hier findet ihr uns 
online  

Deutschland 
www.sozialismus.click 

          rsodeutschland 
 

Österreich 
www.sozialismus.net 
        rso_organisation 

     rsoorganisation 
 
 

Revolutionär Sozialistische 
Organisation 

Berlin | 18:15 Uhr | Technische Universität, i-café, 
Institut für Soziologie, Raum FH305, Fraunhoferstr. 33-36 

Do, 11.05. Politische Streiks in Deutschland – eine Zeitreise über 100 Jahre 
Do, 25.05. „Wir wollen leben, nicht überleben!“ – Streikwelle in Europa 

Düsseldorf | 19:00 Uhr  |  Café Solaris, Kopernikusstraße 53  
Do, 04.05. Was ist Ausbeutung? Mit Marx dem Kapitalismus auf den Grund gehen 

Do, 11.05. Der Staat – was macht seine Macht aus? 
Do, 18.05. Film: „It’s a Free World…“ von Ken Loach 
Do, 25.05. Was ist Sozialismus? 

Wien | 19.00 Uhr  |  Amerlinghaus , Stiftgasse 8, 1070 Wien, Raum 3  
Do, 01.06.  Offenes Ortsgruppentreffen der RSO Wien 


